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Motion SVP Fraktion: Stellenabbau bei der kantonalen Verwaltung Solothurn (06.05.2003)

Stellungnahme des Regierungsrates

1. Vorstosstext

Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Kantonsrat eine Vorlage zu unterbreiten mit dem Ziel, bis

Ende 2014 den Stellenplafond in der kantonalen Verwaltung auf den Stand im Jahr 1995 gemaéss

der Statistik der kantonalen Pensionskasse Solothurn (ohne Anschlussmitglieder) zu reduzieren. Der
Stellenabbau liegt somit zwischen 500 — 700 Stellen. Er ist in erster Linie mittels natirlichen Ab-
gangen zu realisieren. Der angestrebte Stellenabbau, die Kostenfolge daraus und die Konsequenzen
in Bezug auf wegfallende kantonale Dienstleistungen (Quantitats— und Qualitatsverlust) ist nach der
personellen Hierarchie unbedingt von «oben nach unten» und ohne Tabus aufzuzeigen. Im struktu-
rellen Bereich seien erwahnt: z.B. die Privatisierung einzelner Spitdler, Outsorcing von Amtern

und/oder bisherigen kantonalen Aufgaben (bisherige Kernaufgaben? ? ) usw.

2. Begriindung

1. Seit 1998 betragt die Nettoschuld im Kanton Solothurn durchschnittlich ca. 1 Milliarde Franken,
obwohl die Steuerertrage im gleichen Zeitraum von damals rund 504 Mio. Franken auf heute 636
Mio. Franken angestiegen sind. Demzufolge hat der Kanton Solothurn mittel- und langfristig eine
Nettoschuld von insgesamt 1.1 Mia. Franken abzubauen.

2. Samtliche Reform- und Sanierungsprojekte wie: Schlanker Staat, Struma 1997 — 1999 inklusive
das Projekt SO+ fiihrten bis heute zu keinem unmittelbaren Schuldenabbau. Immerhin haben diese
Massnahmen eine noch unertraglichere zuséatzliche Erhéhung des Schuldenberges in dreistelliger
Millionenhéhe verhindern kdénnen.

3. Generelle Steuererhohungen mit oder ohne Zweckbindung (zum Beispiel fir den direkten Schul-
denabbau) sind im Kanton Solothurn in den nachsten Jahren aus der Sicht der sehr schwierigen
Wirtschaftslage fiir unseren Mittelstand, das Gewerbe und die Industrie, absolut chancenlos.

4. Auf die Frage nach den Kernaufgaben unseres Kantons hat die Regierung selbst nach mehreren
Hinweisen aus allen birgerlichen Fraktionen bis heute keine schliissigen Antworten geliefert. Die—
sem Anliegen muss nun mit dieser Motion und mit nachhaltigem politischen Druck zum Durch-
bruch verholfen werden. Ein Stellenabbau aus der beschriebenen Optik ist daher eine unumgangli-
che Zusatzmassnahme zur Gesundung der Finanzlage unseres Kantons innerhalb der nachsten
zehn Jahre.

5. Wir erwarten aus samtlichen Departementen eine ubersichtliche Darstellung laut Vorgaben im Moti—

onstext. Daraus sollen sich fiir das Parlament und die Regierung nachvollziehbare Erkenntnisse



und Entscheidungsgrundlagen zu allen mdéglichen Strukturanpassungen in der kantonalen Verwaltung
ergeben.

6. Nach unseren Berechnungen ergeben sich mit dieser Stellenplafonierung inklusive allfalliger Sozial-
pléne zusétzliche jahrliche Einsparungen fiir den Kanton von ca. 60 — 80 Mio. Franken. Diese
Zahlen basieren auf einer Analyse der Jahresrechnungen der letzten zehn Jahre, statistischem
Material aus der kantonalen Verwaltung und der Vorlage SO+-Massnahmen (Nr. 117/2000).
Auch Uberlegungen zur wirtschaftlichen und finanziellen Lage in der (brigen Schweiz sind mitbe-
ricksichtigt worden.

3. Stellungnahme des Regierungsrates
3.1 Allgemeine Bemerkungen

Die Statistik der Kantonalen Pensionskasse Solothurn eignet sich fiir den Nachweis der Personalbe-
standesanderung insofern nicht, als einerseits nicht der ganze Personalkérper darin erfasst ist (Mit-
arbeitende des Birgerspitals Solothurn sind bei der Pensionskasse der Birgergemeinde Solothurn
versichert; Mitarbeitende mit tiefen Einkommen, also insbesondere auch Teilzeitangestellte, sind nicht
pensionskassenpflichtig), und anderseits beispielsweise die Lehrkrafte mit Anstellung an mehreren
Schulen mehrfach erfasst sind. Die effektive Personalaufstockung in Pensen (Stellen in Vollzeitaqui-
valent) liegt mit 185 Pensen (siehe Ziffer 3.4) weit unter der genannten Zahl von 500 — 700

Stellen.

Wir haben mehrfach aufgezeigt, in welchen Bereichen aus unserer Sicht ein Leistungs- und Perso-
nalabbau mdglich wére; der politische Wille zur Umsetzung fand im Parlament, teilweise auch im
Volk jedoch nicht immer eine Mehrheit. Die Motiondre &ussern sich zu den Kernaufgaben, welche
der Staat wahrzunehmen habe, bezeichnenderweise nicht.

Mit einem Stellenabbau durch Auslagerung der Dienstleistung an Dritte wird grundsétzlich kein Spar-
effekt erzielt; der Biirger muss sich in diesem Fall die Dienstleistung beim Dritten oft teurer einkau-
fen. Aus diesem Grund und vor allem auch aufgrund der nachweislich viel tieferen Personalaufsto-
ckung als die Motiondre angenommen haben, ist das in der Motionsbegriindung genannte Sparpo-
tenzial bei der Umsetzung des Stellenabbaus im Umfang von 60 - 80 Mio. Franken absolut unrealis-

tisch.
3.2 Unser kurz- und mittelfristiges finanzpolitisches Ziel

Wir setzen uns vor jeder Legislaturperiode intensiv mit den politischen Absichten, den Zielen und
Massnahmen auseinander, die wir in der kommenden Legislaturperiode erreichen wollen. In der Folge
unterbreiten wir das Regierungsprogramm und den Finanzplan dem Parlament zur Kenntnisnahme.
Der Kantonsrat kann gemass Kantonsverfassung zu diesen Planungsgrundlagen Grundsatzbeschlisse
fassen. Von dieser Mdoglichkeit hat er aber im Zusammenhang mit dem Regierungsprogramm /
Finanzplan 2001-2005 nicht Gebrauch gemacht. Deshalb erachten wir das Regierungsprogramm und
den Finanzplan fiir die laufende Legislaturperiode 2001-2005 als konkretisierten und politisch

abgestiitzten Auftrag.

Gemass Regierungsprogramm und Finanzplan 2001-2005 wollen wir in der laufenden

Legislaturperiode den finanzpolitischen Handlungsspielraum zuriickgewinnen, indem wir den



Finanzhaushalt stabilisieren. Mit dieser Formulierung bringen wir deutlich zum Ausdruck, dass wir
unsere intensiven Anstrengungen, die heutige Verschuldung des Kantons nicht weiter ansteigen zu
lassen, konsequent weiterverfolgen wollen. Wir bringen aber auch zum Ausdruck, dass wir es nicht
als realistisch beurteilen, die Verschuldung in dieser Legislaturperiode verringern zu kénnen. Wir
erachten letztere, insbesondere vor dem Hintergrund der heute nicht sehr guten Wirtschaftslage, fir
kurz- bis mittelfristig als akzeptabel. Im gesamtschweizerischen Vergleich fallt sie Ubrigens
durchschnittlich aus (vgl. Bundesamt fir Statistik; Offentliche Finanzen der Schweiz 2001, Seite
74). Mit der Stabilisierung des Finanzhaushaltes wollen wir uns kurz- bis mittelfristig den
finanzpolitischen Handlungsspielraum erhalten. Anders sieht es aus in einer ldngeren Zeitbetrachtung:
Da muss es uns mit Ihnen zusammen unbedingt gelingen, die Verschuldung zu verringern.
Ansonsten verlieren wir an Handlungsspielraum, insbesondere dann, wenn die Kapitalkosten wieder
ansteigen sollten, was langerfristig sehr wahrscheinlich ist. Mit zwei Vorlagen, welche wir Ihnen
demnachst zur Beratung vorlegen ( “Einfiihrung einer Defizit- und Steuererhéhungsbremse” sowie
“Abbau Bilanzfehlbetrag™), zeigen wir lhnen auf, wie und mit welchen Mitteln wir uns léngerfristig
die Sanierung des Finanzhaushalts vorstellen. Die Vernehmlassung zu den beiden Vorlagen konnte

bereits abgeschlossen werden.
3.3 Bisherige Reform- und Sanierungsmassnahmen

Im Rahmen der Sparprojekte ,Schlanker Staat“, ,STRUMA®“ und ,SO+“ haben wir uns intensiv da-
mit auseinandergesetzt, welche Aufgaben vom Kanton wahrzunehmen sind und welche ausgelagert
werden kénnen. Wir haben entsprechende Vorlagen dem Parlament unterbreitet. Letzteres hat nur
einem Teil dieser Antrdge zugestimmt. Gleichzeitig haben wir unsere Organisation Uberpriift und
durch geeignete Massnahmen bereits ,verschlankt®. Parallel dazu haben wir mit der Wirkungsorien-
tierten Verwaltungsfiihrung (WoV ) ein neuzeitliches und wirkungsvolles Instrumentarium aufgebaut, mit
welchem wir, gestiutzt auf die konkreten Leistungsauftrdge und Saldovorgaben des Kantonsrates, un-
sere Dienstleistungen erbringen. Durch den Ausbau des verwaltungsinternen Controllings stellen wir
eine effiziente Leistungserbringung und eine permanente Aufgabenoptimierung sicher. Wir sind (iber-
zeugt, dass wir heute Uber ein modernes und wirkungsvolles Steuerungsinstrumentarium verfigen, mit
welchem wir die von Parlament und Volk geforderten Leistungen effizient erbringen, aber auch auf
neue Aufgaben und veranderte Bedurfnisse reagieren kdnnen. Einen weiteren Abbau der Dienstleis—
tungen sehen wir zur Zeit nicht. Hingegen wollen wir die Anstrengungen zur Optimierung der Orga-

nisation, beispielsweise im Spitalbereich, weiter vorantreiben.
3.4 Finanzielle Konsequenzen

Mit all diesen Massnahmen ist es uns gelungen, das Anwachsen der Staatsverschuldung deutlich zu
bremsen und die Finanzlage zu stabilisieren, obwohl wir jahrlich mit neuen, nicht beeinflussbaren
Kostentreibern konfrontiert werden, die Mehrausgaben in zweistelliger Millionenhéhe pro Jahr bewirken:
Bundesvorgaben im Bereich Sozial- und Gesundheitswesen, Kostentreiber im Bildungswesen, usw.
Die Personalausgaben sind in dem von den Motiondren definierten Zeitraum von 1995 bis 2002 im
Bereich der Verwaltung und der kantonalen Schulen (exklusive der Fachhochschule Solothurn, wel-
che eine selbstéandige Rechtskorperschaft bildet) um 10,2 Mio. Franken (teuerungs— und reallohn-
neutralisierte Zahl) oder rund 3% angewachsen. Dies ist insbesondere auf die Aufstockung des Po-
lizeikorps sowie auf den Wechsel der Pflegeschulen von den Spitélern in die Verwaltung zuriickzu-
fuhren. Parallel dazu haben wir in verschiedenen Organisationseinheiten einen Abbau realisiert. Im

Bereich der Spitéler betrdgt die Zunahme der Personalkosten im gleichen Zeitraum rund 37 Mio.



Franken (teuerungs— und reallohnneutralisierte Zahl). Diese Zunahme ist begriindet durch Mehrauf-
wandungen wegen der Einhaltung der 55-Stundenwoche bei den Assistenz- und Oberarzten (+7

Mio. Franken) durch die Aufhebung des Minusklassenentscheides (+8 ;Mio. Franken), durch die

Personalbestandeserhéhung (+7 Mio. Franken) und durch die Uberproportionale Reallohnerhéhung,

verursacht durch die Besoldungsrevision im Pflegebereich (+15 Mio. Franken). Die Zahlen in einer
Ubersicht:

1995 2002 Zunahme
Pensen Kosten Pensen Kosten Pensen Kosten
Verwaltung und kanto- 2589 | 264,0 Mio 2656 | 271,2 Mio + 67| + 7,2 Mio
nale Schulen
Spitéler 2100 | 207,7 Mio 2198 | 245,1 Mio + 98 + 37,4
Mio
3.5 Unser Leistungsausweis

Wir vollziehen unsere staatlichen Aufgaben mit einem sehr kleinen Personalbestand: Nach Bundes-
statistik weist der Kanton Solothurn heute von allen 26 Kantonen am drittwenigsten Kantonsange-
stellte pro Kopf der Bevoélkerung aus. Beziiglich Personalaufwand pro Einwohner befinden wir uns
auf dem zweitletzten Platz; d.h. dass nur in einem Kanton der Personalaufwand fiir die Staatsange-
stellten pro Einwohner noch niedriger ist (Bundesamt fiir Statistik; Offentliche Finanzen der Schweiz
2001, Seite 64). Dass bei diesen Zahlen ein grosserer Stellenabbau noch realistisch wére, muss

klar in Abrede gestellt werden.
3.6 Weiterer Handlungsbedarf

Trotz dieser recht positiven Bilanz sind die bisherigen Sparanstrengungen weiter zu verfolgen. Durch
eine hohe Ausgabendisziplin und durch eine stetige Optimierung unserer Organisation und der Ar-
beitsablaufe ist der positive Trend weiter zu unterstiitzen. Abgesehen von einer Neustrukturierung im
Spitalbereich sehen wir zur Zeit keine Ausgliederung von staatlichen Aufgaben. Erfahrungen mit der
Auslagerung von Staatsaufgaben an Dritte haben Ubrigens gezeigt, dass sich solche oft als teurer
als die interne Leistungserbringung erweisen. Wir wollen aber — wie wir das auch im Regierungs-
programm darstellen — unsere Leistungen an den Bedirfnissen der Bevdlkerung und den verfligbaren
Mitteln orientieren. Dies bedeutet, dass wir eine laufende Situationsbeurteilung vornehmen, damit wir
rechtzeitig auf veranderte Bedlrfnisse reagieren, respektive unsere Verwaltungsstruktur und unser
Leistungsangebot anpassen koénnen. Dabei kdénnen sich kinftig Leistungsverminderungen oder -
ausdehnungen ergeben. Der von den Motiondren geforderte massive Personal- und Leistungsabbau
widerlauft dieser Grundidee und ist zu undifferenziert. Zudem miusste befiirchtet werden, dass eine
solche Abbauvorgabe von Dienstleistungen unseren Kanton weder fir Neuzuziiger noch fiir Neuan-
siedlungen von Betrieben attraktiver machen wirde. Er ist deshalb in dieser Form klar abzulehnen.

Aus all diesen Griinden beantragen wir lhnen, die Motion nicht erheblich zu erklaren.

4. Antrag des Regierungsrates

Nichterheblicherklarung.




Lk Lam,

Dr. Konrad Schwaller

Staatsschreiber

Verteiler

Finanzdepartement
Personalamt
Departemente
Parlamentsdienste

Traktandenliste Kantonsrat



	1. Vorstosstext
	2. Begründung
	3. Stellungnahme des Regierungsrates
	3.1 Allgemeine Bemerkungen
	3.2 Unser kurz- und mittelfristiges finanzpolitisches Ziel
	Wir setzen uns vor jeder Legislaturperiode intensiv mit den politischen Absichten, den Zielen und Massnahmen auseinander, die 
	Gemäss Regierungsprogramm und Finanzplan 2001-2005 wollen wir in der laufenden Legislaturperiode den finanzpolitischen Handlun
	1.1
	3.4 Finanzielle Konsequenzen
	3.5 Unser Leistungsausweis
	3.6 Weiterer Handlungsbedarf

	4. Antrag des Regierungsrates

